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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Entscheidung (EWG) des Rates über die statistische 
Erfassung des grenzübersdireitenden Personenverkehrs 
mit Kraftomnibussen im Gelegenheitsverkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. März 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Viliip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Entscheidung (EWG) des Rates 
über die statistische Erfassung des grenzüberschreitenden 
Personenverkehrs mit Kraftomnibussen 
im Gelegenheitsverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 117/66/EWG des 
Rates über die Einführung gemeinsamer Regeln für 
den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit 
Kraftomnibussen^), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1016/68/EWG 
der Kommission zur Festlegung der Muster der Kon- 
trolldokumente gemäß Artikel 6 und 9 der Verord- 
nung Nr. 117/66/EWG des Rates ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik erfordert eine möglichst vollständige Kennt- 
nis der unter die Verordnung Nr. 117/66/EWG 
fallenden Beförderungsleistungen, besonders des 
Gelegenheitsverkehrs gemäß der Aufzählung auf 
dem durch die Verordnung Nr. 1016/68/EWG einge- 
führten Fahrtenblatt. Dieses Ziel kann erreicht wer- 
den, wenn den Dienststellen der Kommission die 
Ergebnisse der statistischen Auswertung der Fahr- 
tenblätter mitgeteilt werden. 

Die Auswertung des gemäß Artikel 6 der Verord- 
nung Nr. 1016/68/EWG vorgesehenen Fahrtenblattes 
ermöglicht es, bestimmte statistische Informationen 
zu erhalten. 

Die Aufstellungen auf Grund dieser Auswertung 
müssen untereinander vergleichbare statistische In- 
formationen enthalten; daher muß im einzelnen be- 
zeichnet werden, welche Informationen erforderlich 
sind und nach welchen Modalitäten sie erstellt und 
übermittelt werden. 


Die statistischen Aufstellungen über den Gelegen- 
heitspersonenverkehr mit Kraftomnibussen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft betreffen 
jeden dieser Staaten,- daher ist es angebracht, ihnen 
diese Aufstellungen mitzuteilen - 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten erstellen für den Gelegenheits- 
verkehr im Sinne der Verordnung Nr. 117/66/EWG 
des Rates vom 28. Juli 1966 die statistischen Auf- 
stellungen, die sich aus der Auswertung des durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1016/68 der Kommission 
vom 9. Juli 1968 eingeführten Fahrtenblattes er- 
geben, unter Verwendung eines Formulars, dessen 
Muster dieser Entscheidung beigefügt ist; das 
Muster ist Bestandteil dieser Entscheidung. 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
jährlich vor dem 1. Oktober nach dem Bezugs jahr 
die gemäß Artikel 1 erstellten statistischen Auf- 
stellungen. 

2. Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten die 
Ergebnisse dieser Aufstellungen so bald wie mög- 
lich mit. 

Artikels 

Die Aufstellungen werden erstmals für das Jahr 
1972 erstellt. 

Artikel 4 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 147 
vom 9. August 1966 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173/8 
vom 22. Juli 1968 
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